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I. Einleitung 

Im Anschluß an den Bericht über den EAGFL - Ab- 
teilung Garantie - Sektor Milcherzeugnisse - legt 
die Besondere Untersuchungsgruppe den vorliegen- 
den Bericht über den Sektor Pflanzenfette, d. h. Öl- 
saaten und Olivenöl, vor. 

Die Gruppe ist in der gleichen Weise vorgegangen 
wie bei der Prüfung des Sektors Milcherzeugnisse, 
Es wurden zwei Fragebogen - einer über Ölsaaten 
und der andere über Olivenöl - ausgearbeitet. An- 
hand der von den Mitgliedern der Gruppe erteilten 
Antworten wurde anschließend dieser Bericht er- 
stellt. 

Einige Sachverständige haben erklärt, sie könnten 
gegenwärtig keinen zweckdienlichen Beitrag leisten, 
da in ihren Ländern - insbesondere in den neuen 
Mitgliedstaaten - bei der Anwendung der Regelung 
für Ölsaaten noch keine hinreichende Erfahrung vor- 
liege. 

Die Gruppe ist der Ansicht, daß Ölsaaten und Oli- 
venöl gesondert behandelt werden müssen, da die 
Beihilfemechanismen auf diesen beiden Sektoren 
sehr unterschiedlich sind. 


II. Gemeinschaftsbeihilfe für 'Ölsaaten 

A. Anspruch auf Beihilfe 

Die Beihilfe wird für Raps- und Rübsensamen so- 
wie für Sonnenblumenkerne gewährt, die in der 
Gemeinschaft geerntet und zur Gewinnung von öl 
verarbeitet werden. Liegt der Richtpreis über dem 
Weltmarktpreis, ist die Beihilfe gleich dem Unter- 
schied zwischen diesen beiden Preisen. Der Anspruch 
auf Beihilfe entsteht im Zeitpunkt der Verarbeitung 
der Ölsaaten. Sobald die Saaten in der Ölmühle 
unter Kontrolle stehen, kann die Beihilfe jedoch im 
voraus ausgezahlt werden, wenn für die Verarbei- 
tung der Saaten eine Garantie gestellt wird. 

Da die Beihilfe nach einer Standardqualität bemes- 
sen wird, ist das Gewicht der Saaten, für die die Bei- 
hilfe beantragt wird, nach dem Unterschied zwischen 
dem festgestellten Feuchtigkeitsgehalt und Fremd- 
besatzgehalt und den Werten der Standardqualität 
zu berichtigen. 

In der Gemeinschaftsverordnung, in der für jedes 
Wirtschaftsjahr die Rieht- und Interventionspreise 
festgesetzt werden, heißt es zwar, daß diese Preise 
für Saaten „von gesunder und handelsüblicher Qua- 
lität" gelten, sie sagt aber nichts aus, wie dasjenige 
Saatgut zu behandeln ist, das dieser Definition 
nicht entspricht. Dieses führt zu Schwierigkeiten 
insbesondere bei schadhafter Saat und bei den hier- 


für gewährten Beihilfen. Es sei daran erinnert, daß 
in dem Bericht der Gruppe über die Milcherzeug- 
nisse ebenfalls darauf hingewiesen wurde, daß meh- 
rere Klarstellungen dieser Art in den Gemeinschafts- 
vorschriften vorzunehmen sind (Seite 36 des genann- 
ten Berichts). Da jedoch der Anteil der schadhaften 
Saaten an der Gesamtmenge der beihilfefähigen 
Saaten nur gering ist, sah sich die Gruppe durch 
diese Schwierigkeit lediglich veranlaßt zu betonen, 
daß klare und einfach anzuwendende Bestimmungen 
eine wesentliche Voraussetzung für eine wirksame 
Betrugsverhütung sind. 

B. Kontrollmaßnahmen 

Die Gemeinschaftsregelung schreibt eine Kontrolle 
der Verarbeitung der Saaten zu öl in der Ölmühle 
und eine Kontrolle der eingeführten Saaten von der 
Einfuhr bis zur Übernahme durch die Ölmühle vor; 
von dieser Übernahme an unterliegen die Saaten 
der Kontrolle in der Ölmühle. 

Die tatsächlich durchgeführten Kontrollen umfassen 
gegenständliche Kontrollen und Buchführungskon- 
trollen. Es wurde jedoch festgestellt, daß bei den 
Kontrollen in den einzelnen Mitgliedstaaten unter- 
schiedliche Schwerpunkte gesetzt werden. In einem 
Mitgliedstaat z. B. werden hauptsächlich Buchfüh- 
rungskontrollen durchgeführt, in einem anderen aus- 
schließlich gegenständliche Kontrollen und in wieder 
anderen beide Kontroliarten. 

1. Gegenständliche Kontrollen 

Die gegenständlichen Kontrollen bestehen in einer 
Nachprüfung des Gewichts der Saaten und ihrer 
Qualität durch Analyse von Proben und ihrer Ver- 
wendung. Die Gewichtskontrollen und Probenahmen 
erfolgen entweder bei jeder Partie oder stichproben- 
weise. Hierzu ist folgendes zu bemerken: 

— ■ die Gemeinschaftsregelung sagt nichts darüber, 
wer die Kosten dieser Analyse zu tragen hat. Bei 
der sehr großen Zahl der Partien und den Kosten 
jeder Analyse wären die entsprechenden Aus- 
gaben sehr hoch. 

— Die Unzulänglichkeit der Kontrolle auf dieser 
Stufe dürfte durch die gründliche Buchführungs- 
kontrolle in den Ölmühlen teilweise wettgemacht 
werden. Genauer gesagt: Ein etwaiger Betrug bei 
der Saatenqualität müßte, sobald er einen ge- 
wissen Umfang erreicht, bei der Ölausbeute 
offenkundig werden und kann einer seriösen 
Buchführungskontrolle schwerlich entgehen. 

Es dürfte unter diesen Umständen nicht unbedingt 
erforderlich sein, alle bei den Ölmühlen eingehen- 
den Partien systematisch zu analysieren-, gezielt 
durchgeführte Stichprobenkontrollen dürften ausrei- 
chen. Da die Beihilfe jedoch für eine auf die Stan- 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 28. Februar 1975 — 1/4 — 680 70 — E — Oe 16/75: 

Der Bericht ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. Februar 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Der Bericht wird ebenfalls dem Europäischen Parlament übermittelt. 
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dardqualität gebrachte Menge gezahlt wird, führt 
jede gewichts- und qualitätsmäßige Abweichung zu 
einem anderen Beihilfebetrag. Die gegenständlichen 
Kontrollen haben also nur begrenzten Wert und 
müssen in jedem Fall durch Buchführungskontrollen, 
die bessere Garatien bieten, ergänzt werden. 

2. Buchführungskontrollen 

Die Buchführungskontrollen sollten - wie dies be- 
reits in einigen Mitgliedstaaten der Fall ist - be- 
treffen: 

— die Bestandsbuchführung, die Herstellungskosten 
und die Bestände (nach einer gegenständlichen 
Nachprüfung), 

— die allgemeine Buchführung des Unternehmens, 
deren Angabe die Bestandsbuchführung bestä- 
tigen müssen. 

Sie sind hauptsächlich bei den Vermahlbetrieben 
auszuüben, müßten jedoch notfalls auch auf Liefe- 
ranten und Abnehmer der Ölmühlen ausgedehnt 
werden können. 

Diese Kontrollen müßten die gesamte Tätigkeit der 
Ölmühle umfassen. Es ist jedoch technisch nicht mög- 
lich, die Kontrolle lediglich auf Ölsaaten mit Ur- 
sprung in der Gemeinschaft zu beschränken. 

Die Buchführungskontrollen sollten in ausreichender 
Folge durchgeführt werden, jedoch mindestens ein- 
mal je Wirtschaftsjahr. 

Diese Art von Kontrolle schließt natürlich Betrugs- 
möglichkeiten nicht aus, schränkt diese jedoch erheb- 
lich ein. Voraussetzung ist aber, daß die Interven- 
tionsstellen über hochqualifiziertes Personal verfü- 
gen, das nicht immer leicht zu finden ist. 

Der Untersuchungsgruppe sind größere Betrugsfälle 
oder besondere Schwierigkeiten bei der Verwaltung 
der Beihilfe nicht bekannt geworden. Ihrer Ansicht 
nach wäre es jedoch erwünscht, gemäß Artikel 7 der 
Verordnung Nr. 283/73 gemeinsame Sitzungen der 
in den einzelnen Ländern für diesen Bereich zu- 
ständigen Beamten einzuberufen, um die Kontroll- 
methoden dieser Länder zu vergleichen und insbe- 
sondere sicherzustellen, daß die getroffenen Maß- 
nahmen hinreichende Gewähr dafür bieten, daß die 
Beihilfe nicht zweimal oder für Ölsaaten mit Ur- 
sprung in Drittländern gezahlt wird. 

3. StrafbestimiTtungen 

Festgestellte Mißbräuche oder Unregelmäßigkeiten 
haben normalerweise die Nichtzahlung bzw. die 
Wiedereinziehung des Beihilfebetrages zur Folge. Es 
kann jedoch schwierig sein, zur Verhängung von 
Strafen gerichtlich vorzugehen. 

In einigen Mitgliedstaaten hängt die Verfolgung von 
der Möglichkeit der Anwendung des gewöhnlichen 
Strafrechts ab, jedoch gibt es keine spezifische Straf- 
regelung. 

öbwohl die Interventionsstelle davon überzeugt ist, 
daß eine Unregelmäßigkeit vorliegt, kann es in be- 
stimmten Fällen schwerfallen, den Nachweis des 
Betrugs bzw. der Schuld der betreffenden Personen 
zu erbringen. In der Regel deckt die Kontrolle nur 


Anomalien auf, beispielsweise zu niedrige Ausbeute 
im Vergleich zur Qualität der Saaten, nicht begrün- 
dete Ölverkäufe usw. Diese Feststellungen reichen 
jedoch nicht aus, um eine gerichtliche Verurteilung 
zu erwirken. 

Man kann sich daher fragen, ob nicht - ähnlich wie 
im Zollrecht - ein System von Geldbußen eingeführt 
werden sollte, damit objektiv festgestellte Unregel- 
mäßigkeiten ohne Einleitung eines Gerichtsverfah- 
rens mit Strafen belegt werden können. 

Außerdem wäre es zweckdienlich, wenn Unregel- 
mäßigkeiten bei der Buchführung, Behinderungen 
bei der Ausübung der Kontrolle zu dem Zweck, eine 
Beihilfe zu erlangen oder jemandem behilflich zu 
sein, eine solche Beihilfe zu bekommen, ebenfalls 
mit Geldbußen belegt werden können. 

Schließlich müßten, wie dies bereits in einigen Mit- 
gliedstaaten geschieht, die Gemeinschaftsmittel mit 
den nationalen öffentlichen Geldern gleichgestellt 
werden, damit für sie der gleiche Rechtsschutz gilt 
und sich zusätzliche Möglichkeiten zur Verhängung 
von Strafen bieten. 

C. Schlußfolgerungen und Empfehlungen 

Zusammenfassend vertritt die Gruppe folgenden 
Standpunkt: 

a) In der Gemeinschaftsregelung müßte präzisiert 
werden, wie die Saaten, die nicht „von gesunder 
und handelsüblicher Qualität“ sind, zu behan- 
deln sind. 

b) Gegenständliche Kontrollen sind weiterhin erfor- 
derlich, jedoch müßten die Buchführungskontrol- 
len erweitert und verstärkt werden. Sollen diese 
Kontrollen wirksam sein, so müssen die Kontrol- 
leure die brancheneigenen Besonderheiten genau 
kennen und außerdem von dem kontrollierten 
Unternehmen völlig unabhängig sein. Außerdem 
müßten diese Kontrollen bei der Ölmühle durch 
Nachprüfungen bei den Lieferanten und Abneh- 
mern ergänzt werden. 

c) Die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
Stellen gemäß Artikel 7 der Verordnung Nr. 
283/72 müßte intensiviert werden. 

d) In der Frage der Strafbestimmungen wäre die 
Gleichstellung der Gemeinschaftsmittel mit den 
Öffentlichen nationalen Geldern eine erste ge- 
botene Maßnahme. In einigen Mitgliedstaaten 
können etwaige Betrügereien nur auf der Grund- 
lage des gewöhnlichen Strafrechts geahndet wer- 
den. Es wäre zu prüfen, ob nicht ein System 
eingeführt werden könnte, wonach bei Zuwider- 
handlungen gegen die Vorschriften ohne Ein- 
schaltung der Gerichte Geldbußen verhängt wer- 
den können. 


III. Gemeinschaftsbeihilfe für Olivenöl 
A. Beihilfemechanismus 

Die Beihilfe für Ölivenöl wurde in einer Zeit ein- 
geführt, als die Weltmarktpreise, die in Wirklichkeit 


3 



Drucksache 7/3315 Deutscher Bundestag — 7. WahJpenode 


die Preise des größten Olivenölerzeugers, das heißt 
Spaniens, sind, erheblich unter dem Gestehungspreis 
der Erzeuger in der Gemeinschaft lagen. 

In dieser Situation, die auf zahlreiche landwirtschaft- 
liche Produktionszweige zutraf, hätte die klassische 
Lösung darin bestanden, den Preis auf dem Gemein- 
schaftsmarkt auf einem Stand zu halten, der den 
Erzeugern durch einen Schutz an den Außengrenzen 
(Abschöpfungen und Erstattungen) eine angemes- 
sene Vergütung gewährleistet, und durch Schaffung 
eines Interventionsmechanismus eine Garantie für 
den Absatz der Erzeugung zu bieten. 

Man glaubte jedoch, daß eine solche Lösung unter 
Berücksichtigung des Wettbewerbs der anderen 
pflanzlichen öle zu einem überhöhten Marktpreis 
geführt hätte, und daß es im Interesse eines norma- 
len Absatzes sinnvoller wäre, die Erzeugung direkt 
zu subventionieren. 

So wurde das heute geltende Marktorganisations- 
system geschaffen, das schematisch vier Preise um- 
faßt: 

— einen Erzeugerpreis, der so festgesetzt wird, daß 
eine angemessene Entlohnung der Olivenerzeu- 
ger gewährleistet wird, 

— einen Marktrichtpreis, der unter Berücksichtigung 
des Preises für die konkurrierenden pflanzlichen 
öle festgesetzt wird. Der Unterschied zwischen 
dem Erzeugerpreis und dem Marktrichtpreis wird 
durch die Gemeinsdiaftsbeihilfe gedeckt, die 
direkt an den Erzeuger gezahlt wird, 

— einen vom Marktrichtpreis abgeleiteten Schwel- 
lenpreis, nach dem die Abschöpfungen und Er- 
stattungen im Handel mit Drittländern berech- 
net werden, 

— einen ebenfalls vom Marktrichtpreis abgeleiteten 
Interventionspreis, der den Ankauf der Mengen 
garantiert, die keinen Käufer auf dem Markt 
finden. 

B. Kontrolle der Beihilfe 

Die Beihilfe für Olivenöl weist die Besonderheit auf, 
daß sie den Olivenerzeuger nicht für die von ihm 
geerntete Olivenmenge, sondern für die bei der Ver- 
mahlung tatsächlich gewonnene Olmenge gezahlt 
wird. 

Das in der Gemeinschaftsregelung vorgesehene Kon- 
trollsystem hat sich im Laufe der Zeit gewandelt. 
Ursprünglich lag das Schwergewicht auf der Kon- 
trolle der Olerzeugung in den Mühlen. Wegen der 
Schwierigkeiten, mit der die Ausübung dieser Kon- 
trolle verbunden war, kam eine Kontrolle auf der 
Stufe der Erzeugung hinzu, die sich auf die von den 
Olivenerzeugern unterschriebenen Anbaumeldungen 
stützte. 1972 wurde der Vorschlag gemacht (R. 2022/ 
72), die Kontrolle in den Ölmühlen völlig fallen- 
zulassen und nur noch die Anbaumeldungen zu kon- 
trollieren und dem Olivenerzeuger für jedes Wirt- 
schaftsjahr eine Pauschalbeihilfe entsprechend den 
in „Musterpflanzungen" festgestellten durchschnitt- 
lichen Olivenerträgen pro Olbaum und Olerträgen 
pro Gewichtseinheit Oliven zu zahlen. 


Dieser Vorschlag ist letztlich nicht durchgekommen, 
aber für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wurde die 
Pflichtkontrolle der Bestandsbuchführung der Öl- 
mühlen abgeschafft. 

In der Tat bestehen für die Kontrolle im Olivenöl- 
sektor weit größere Schwierigkeiten als in anderen 
Bereichen des Agrarmarktes. 

Die 1972 von der Kommission durchgeführte Unter- 
suchung hat, wie die Gruppe vermerkt, ergeben, daß 
etwa 20 v. H. der für die Erzeugung von Olivenöl 
gezahlten Beihilfe nicht durch eine effektive Produk- 
tion abgedecht war. Es wäre erwünscht gewesen, die 
Ergebnisse dieser Untersuchung für die darauffol- 
genden Jahre fortzuschreiben. Im Hinblick auf die in 
Kürze zu erwartende Einrichtung eines Olivenbau- 
katasters und mit Rücksicht auf die Kosten der 
Durchführung dieses Vorhabens sollten nach Ansicht 
der Gruppe derartige Untersuchungen auch künftig 
fortgeführt werden, um die sich aus der Anwendung 
neuer Kontrollmethoden erhofften Verbesserungen 
beurteilen zu können. 

1. Kontrolle bei den Olivenerzeugern 

Schwierigkeiten ergeben sich in erster Linie für die 
Produktionskontrolle bei den Olivenerzeugern, denn 
in Italien gibt es über 1 Million Olivenerzeuger, und 
in Frankreich knapp 40 000. 

Die Kommission hatte empfohlen, jährlich 5 v. H. 
aller Betriebe zu kontrollieren. Die Gruppe stellt 
fest, daß dieser Stand bei weitem noch nicht er- 
reicht ist, und selbst wenn dem so wäre, würde man 
20 Jahre benötigen, um alle Erzeuger einmal zu 
überprüfen, was offensichtlich viel zu lange dauern 
würde. 

Diese Überlegungen gelten, soweit es sich um die 
Kontrolle einer ausschließlich produktionsbezogenen 
Beihilfe handelt. Praktisch müßte jedoch in jedem 
Wirtschaftsjahr überprüft werden, ob die Pflanzun- 
gen regelmäßig unterhalten, die Oliven geerntet und 
ob sie tatsächlich zur Ölerzeugung eingesetzt wer- 
den, da sich die Verwendung der Oliven je nach 
Lage auf dem Tafeloliven- und Olivenölmarkt von 
einem Wirtschaftsjahr zum anderen ändern kann. 

Trotz der Schwierigkeiten wurde der Benutzung der 
Anbaumeldungen und der Ertragsangaben zur Er- 
mittlung der erzeugten Olmengen wachsende Be- 
deutung beigemessen. Hierzu prüfen die mit der 
Handhabung der Beihilfe beauftragten Stellen nach, 
ob sich die eingereichten Anträge innerhalb vernünf- 
tigerweise vorhersehbarer Produktionsmengen hal- 
ten. überschreiten sie diese, so werden ins Detail 
gehende Belege z. B. über die Beschäftigung zusätz- 
licher Arbeitskräfte, den Einsatz von Düngemitteln 
usw. gefordert. Diese Methode bildet eine interes- 
sante Möglichkeit des Vergleichs mit den Ziffern, 
die sich anläßlich der Kontrollen bei den Ölmühlen 
ergeben. 

2. Kontrolle der Ölmühlen 

Die Kontrolle der Ölmühlen bringt beträchtliche 
Schwierigkeiten mit sich. Die Struktur dieses Indu- 
striezweiges ist nach wie vor überwiegend mittel- 
ständisch. In Italien bestehen über 12 000 Mühlen 
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und in Frankreich knapp 300= Außerdem wird ein 
verhältnismäßig hoher Anteil der Olivenerzeugung 
nicht auf den Markt gebracht, da die Ölmühlen nur 
Lohnarbeit für die Olivenerzeuger leisten. 

Die Bestandsbuchhaltung, die diese Mühlen führen 
müssen, zeigt weitgehend die bei den Kleinbetrie- 
ben üblichen Unvollkommenheiten. Die bestehenden 
Vergleichsmöglichkeiten mit anderen Kontrolldaten 
bieten jedoch wichtige Anhaltspunkte für die Be- 
urteilung. Diese Daten betreffen insbesondere die 
technische Vermahlungskapazität, die Zahl der Be- 
schäftigten, den Energieverbrauch und den Verkauf 
von Oliventrester. 

C. Strafbestimmungen 

Die Bemerkungen zu den Ölsaaten (II B 3) gelten 
sinngemäß auch für die Olivenölwirtschaft. 

D. Schlußfolgerungen und Empfehlungen 

Die Besondere Untersuchungsgruppe sah sich bei 
Olivenöl einem Problem gegenüber, das wegen feh- 
lender präziser Angaben über den derzeitigen Um- 
fang der Unregelmäßigkeiten und wegen der bei der 
Handhabung der Beihilfe und der Ausübung der 
Kontrollen aufgetretenen Schwierigkeiten außerge- 
wöhnlich kompliziert ist. Die Gruppe ist jedoch der 
Ansicht, daß die derzeitige Lage wesentlich verbes- 
sert werden könnte, wenn Anstrengungen in folgen- 
der Richtung gemacht würden: 

a) Erstens müßte die Kontrolle der Ölproduktion in 
den Ölmühlen verstärkt werden, indem die Er- 
klärungen der Mühlen durch Angaben aller Art 
zur Beurteilung ihrer Tätigkeit (Zahl der Beschäf- 
tigten, Energieverbrauch, technische Vermah- 
lungskapazität, Absatz von öl und Oliventre- 
stern) in allen möglichen Fällen systematischer 
gegeneinander abgestimmt werden; die Kon- 
trolle der Bestandsbuchführung müßte auf die 
Geschäftsbuchführung ausgedehnt werden. Hier- 
zu muß die Fakturierung von An- und Verkäu- 
fen von Oliven und Ol sowie der Dienstleistun- 
gen im Falle der Lohnarbeit zwingend vorge- 
schrieben werden. 

b) Zweitens sind die Kontrollen bei den Oliven- 
erzeugern zu verstärken. Es ist dabei nicht nur 
der Anteil der Anbaumeldungen, die alljährlich 
nachgeprüft werden, wesentlich zu erhöhen, son- 


dern es müßten auch neue Mittel zur Erfas- 
sung bestehender Olivenbaumbestände einge- 
setzt werden. Ferner müßte die Erstellung eines 
echten Olivenbaumkatasters möglichst schnell in 
Angriff genommen werden. 

Gleichzeitig müßten die bisherigen Methoden zur 
Bestimmung der durchschnittlichen Ölausbeute 
der Olivenbäume verbessert werden. Die zustän- 
digen Stellen würden so schrittweise über ein 
zusätzliches Instrument zur Erfassung der Mel- 
dungen der Ölmühlen über die Olproduktion ver- 
fügen-, in jedem Fall würde der Beihilfenbetrag 
an die niedrigere der beiden Ziffern gebunden, 
die sich bei der Kontrolle der Mühlen und bei 
der Kontrolle der Olivenerzeuger ergeben. 

c) Drittens müßten die Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Handhabung der Beihilfe folgendes 
umfassen: 

— Wegfall der bei Olivenerzeugern zur Zeit ge- 
botenen Möglichkeiten zur Bevollmächtigung 
Dritter, 

— Einführung der Direktzahlung an die Berech- 
tigten, 

— Förderung von Erzeugergemeinschaften auf 
genossenschaftlicher Basis, um die Verwal- 
tung und Kontrolle der Beihilfe zu erleichtern. 
Die Förderung solcher Gemeinschaften sowie 
die Suche nach branchenspezifischen Buch- 
führungssystemen könnten Gegenstand von 
Orientierungsmaßnahmen sein. 

d) Schließlich weist die Gruppe - wie schon in ihrem 
Bericht über den Sektor Milcherzeugnisse - dar- 
auf hin, daß sich das Problem der Strafbestim- 
mungen hier in ähnlicher Weise stellt: 

— Die Gleichstellung der Mittel der Gemein- 
schaft und der öffentlichen nationalen Gelder 
ist auch hier in hohem Maße erwünscht. 

— Die Einführung von Verwaltungsstrafen wäre 
zweckmäßig. 

e) Die Gruppe hält es für dringend geboten, An- 
strengungen zu unternehmen, um das Ausmaß 
der Betrügereien und Unregelmäßigkeiten zu er- 
mitteln, damit die Wirksamkeit der Kontroll- 
methoden und der von der Anwendung der neuen 
Maßnahmen erwarteten Verbesserungen ange- 
messen beurteilt werden kann. 


5 



